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Hauptsatzung
desLandkreises Rotenburg (Wimme)

81
Name und Sitz

Der Landkreis fuhrt den Namen Landkreis Rotenburg (WUmme). Er hat seinen Sitz in Roten-
burg (WUmme).

§2
Wappen, Flagge und Dienstsiegel

(1) Das Wappen des Landkreises zeigt -geteilt durch einen schwarzen Balken- oben in Silber
einen golden gekronten, blau bewehrten und bezungten roten Léwen, der in der rechten Vor-
derpranke ein schwarzes Nagelspitzkreuz halt, und unten von Silber und Blau geviert, einen
roten Uber einen silbernen gekreuzten Schitissel.

(2) Flagge und Banner des Landkreises zeigen die Farben gelb-weil3 mit dem Wappen des
Landkreises.

(3) Das Dienstsiegel enthédlt das Wappen und die Umschrift , Landkreis Rotenburg (WUm-
me)“.

§3
Geschéftsordnung

Das Verfahren des Kreistages und des Kreisausschusses wird durch die vom Kreistag zu er-
lassende Geschéftsordnung geregelt. Diese bestimmt auch das Verfahren der nach §71
NKomVG gebildeten Ausschiisse (Fachausschiisse); sie gilt sinngemal fir sonstige Aus-
schiisse und Beiréte.

§4
Abweichende Zustandigkeiten

Der Beschlussfassung des Kreistages bedirfen nicht

a) die Festlegung allgemeiner privatrechtlicher Entgeltei. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 8 NKomV G,
deren jahrliches Aufkommen die Hohe von 100.000,00 Euro voraussichtlich nicht Uber-
steigt,

b) Rechtsgeschéfte Uber Kreisvermdgen i. S. d. 8 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomV G, deren Vermo-
genswert die Hohe von 50.000 Euro nicht Ubersteigt;

c) die Ubernahme von Biirgschaften oder sonstigen Sicherheiten i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 16
NKomVG, die den Betrag von 50.000 Euro nicht Ubersteigt,

d) Vertrage mit Kreistagsabgeordneten, Ausschussmitgliedern oder mit der Landrétin bzw.
dem Landrat (8§ 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG), die auf einer formlichen Ausschreibung be-
ruhen oder deren Vermogenswert den Betrag von 20.000 Euro nicht Gbersteigen.



85
Zusammensetzung des Kreisausschusses

Neben den Mitgliedern nach 8 74 Abs. 1 Satz 1 NKomV G gehoren die Erste Kreisrétin/der
Erste Kreisrat sowie die Kreisrétin/der Kreisrat dem Kreisausschuss mit beratender Stimme
an.

86
Beamte auf Zeit

Aulder der Landrédtin/dem Landrat werden die allgemeine Stellvertreterin/der allgemeine
Stellvertreter als Erste. Kreisrdtin/Erster. Kreisrat sowie eine weitere leitende Beamtin/ein
weiterer leitender Beamter, der die Bezeichnung Kreisrétin/Kreisrat fuhrt, in das Beamten-
verhdtnis auf Zeit berufen.

87
Anregungen und Beschwerden

(1) Sind Anregungen und Beschwerden i. S. d. 8 34 NKomVG (Antrag) von mehr as 5 Per-
sonen unterzeichnet, so ist von den Antragstellern eine Person zu benennen, die berechtigt ist,
sie zu vertreten.

(2) Die Landrétin/der Landrat kann der Antragstellerin/dem Antragsteller aufgeben, den An-
trag in der fUr eine ordnungsgemal3e Beratung erforderlichen Anzahl einzureichen. Die Bera-
tung kann in diesen Fallen bis zur Einreichung der notwendigen Unterlagen ausgesetzt wer-
den.

(3) Antrage, die nicht Angelegenheiten des Landkreises Rotenburg (WiUmme) betreffen, sind
ohne Beratung von der Landrétin/dem Landrat unter Angabe der zustandigen Stelle zuriick-
zugeben. Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z. B. Fra
gen, Erklarungen, Ansichten usw.), sind ebenfalls ohne Beratung zuriickzugeben.

(4) Fur die Erledigung der Antrége ist der Kreisausschuss zustandig, es sei denn, sie betreffen
Angelegenheiten, fur die der Kreistag ausschliefdlich gem. 8 58 Abs. 1 NKomV G zustandig
ist.

(5) Von einer Beratung eines Antrages soll abgesehen werden, wenn sein Inhalt einen Straf-
tat- bestand erfullt oder wenn er gegentiber bereits erledigten Antréagen kein neues Sach-
vorbrin- gen enthélt. Eine Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das An-
tragsbegehren Gegenstand eines noch nicht abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmit-
telverfahrensist.

(6) Die Landrétin/der Landrat unterrichtet die Antragstellerin/den Antragsteller Uber die Art
der Behandlung des Antrages.
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§8
Verkiindungen und o6ffentliche Bekanntmachungen

Satzungen und Verordnungen, die Ertellung von Genehmigungen fir den Flachennutzungs-
plan sowie offentliche Bekanntmachungen des Landkreises werden im Internet unter der Ad-
resse , www.lk-row.de" bekannt gemacht. Auf die Bereitstellung im Internet und auf die In-
ternetadresse ist in der Bremervorder Zeitung, der Rotenburger Kreiszeitung, der Zevener
Zeitung hinzuweisen.

Ortsuibliche Bekanntmachungen erfolgen durch Veréffentlichung in der Bremervérder Zei-
tung, der Rotenburger Kreiszeitung und in der Zevener Zeitung.

89
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt mit dem Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt
die Hauptsatzung vom 15.06.2006 aul3er Kraft.

Rotenburg (WUmme), den

Landkreis Rotenburg (Widmme)

Luttmann
Landrat
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7. Satzung zur Anderung der Satzung tber die Erhebung von Gebuhren fir die
Abfallentsorgung im Landkreis Rotenburg (Wimme)
(Abfallgebihrensatzung)

Aufgrund der 88 10 und 111 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes
(NKomVG) vom 17.10.2010 (Nds. GVBI. Seite 576), geandert durch Artikel 29 Nr. 1 des
Gesetzes vom 13.10.2011 (Nds. GVBI. S. 353), und 8 6 Abs. 1 und 8 12 des
Niederséachsischen Abfallgesetzes (NAbfG) in der Fassung vom 14.07.2003 (Nds. GVBI. Seite
273), zuletzt gedndert durch Artikel 8 Gesetz vom 13.10.2011 (Nds. GVBI. S. 353) i.V.m. § 5
des Niedersachsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 23.01.2007 (Nds. GVBI.
Seite 41), geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 13.10.2011 (Nds. GVBI. S. 353) und 8
20 der Satzung Uber die Abfallentsorgung im Landkreis Rotenburg (Wumme) vom
17.12.2003, zuletzt geandert durch die 5. Satzung zur Anderung der Satzung Uber die
Abfallentsorgung im Landkreis Rotenburg (Wimme) vom 18.12.2009 hat der Kreistag des
Landkreises Rotenburg (Wimme) am ............... folgende Satzung Uber die Erhebung von
Gebuhren fur die Abfallentsorgung im Landkreis Rotenburg (Wimme) beschlossen:

Artikel 1

Die Satzung uber die Erhebung von Gebihren fur die Abfallentsorgung im Landkreis
Rotenburg (Wimme) (Abfallgebihrensatzung) vom 18.12.2000, zuletzt geédndert durch
Artikel 1 der 6. Anderungssatzung vom 18.12.2009, wird wie folgt geandert:

§ 3 Abs. 1 Buchstabe A) — Behaltergebuhren —, Ziff. 1. bis 3.4 erhélt folgende Fassung:

1. bei 4-wochentlicher Abfuhr

1.1. filr einen 40 |-Abfallbehélter 2,90 € monatlich ............ 34,80 £ jahrlich
2. bei 14 taglicher Abfuhr

2.1 fir einen 40 I-Abfallbehalter 5,80 € monatlich ............ 69,60 € jahrlich
2.2 flr einen 50 |-Abfallbehéalter 7,25 € monatlich ............ 87,00 € jahrlich
2.3 fir einen 60 I-Abfallbehalter 8,70 € monatlich .......... 104,40 € jahrlich
2.4 flr einen 80 I-Abfallbehélter 11,60 € monatlich .......... 139,20 € jahrlich
2.5 flr einen 120 |-Abfallbehéalter 17,40 € monatlich .......... 208,80 € jahrlich
2.6 fur einen 240 |-Abfallbehalter 34,80 € monatlich .......... 417,60 € jahrlich
2.7 fur einen 770 I-Abfallbehéalter 112,00 € monatlich ....... 1.344,00 € jahrlich
2.8 fir einen 1.100 I-Abfallbehalter 160,00 € monatlich ....... 1.920,00 € jahrlich
2.9 flr einen 2.500 I-Abfallbehélter 363,50 € monatlich ....... 4.362,00 € jahrlich
2.11 fir einen 4.500 |-Abfallbehélter 653,00 € monatlich ....... 7.836,00 € jahrlich

2.12 fir die Teilnahme an der Abfallentsorgung
in Wochenendhausgebieten mit 26 Abfallsacken a 20 Liter / Jahr
2,90 € monatlich.................. 34,80 € jahrlich
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3. bei wochentlicher Abfuhr

3.1 fureinen 770 I-Abfallbehélter 224,00 € monatlich ....... 2.688,00 £ jahrlich
3.2 fiUr einen 1.100 I-Abfallbehalter 320,00 € monatlich ....... 3.840,00 £ jahrlich
3.3 fur einen 2.500 [-Abfallbehélter 727,00 € monatlich ....... 8.724,00 £ jahrlich

3.4 flr einen 4.500 I-Abfallbehalter 1.306,00 € monatlich ..... 15.672,00 € jahrlich

§ 3 Abs. 1 Buchstabe B) — Annahmegebuhren —, Ziff. 1.-9. erhalt folgende Fassung:

1. Siedlungsabfall je Tonne............... 150,00 €
2. Sperrabfall je Tonne............... 150,00 €
3. Schlamme je Tonne............... 150,00 €
4, StraBenkehricht, Rechengut je Tonne............... 150,00 €
5. Baustellenabfélle, Altholz je Tonne............... 150,00 €
6. Bauschutt je Tonne................. 15,00 €
7. Asbesthaltige Bauabfalle je Tonne................ 135,00 €
8. Erdaushub, sonstige Bdden (schwach belastet) je Tonne................. 25,00 €
9. Erdaushub, sonstige Béden (unbelastet) jeTonne........cccceeeeee. 5,00 €

In 8 3 Abs. 1 Buchstabe C) c) wird der Betrag von 4,30 € ersetzt durch 4,40 €.

Artikel 2

Artikel 1 dieser Satzung tritt am 01. Januar 2012 in Kraft.

Rotenburg (Wimme), den 21.12.2011

Landkreis Rotenburg (Wimme)

Luttmann
(Landrat)



Anlage zu TOP 9

1. Anderungssatzung
zur Satzung Uber die Einrichtung und Tatigkeit
des ortlichen Beirats flir das Jobcenter des Landkreises Rotenburg (Wimme)

Aufgrund der §§ 10 und 58 des Niedersdchsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der
Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt geandert durch Artikel 29 des Gesetzes vom
13.10.2011 (Nds. GVBI. S. 353) hat der Kreistag des Landkreis Rotenburg (Wimme) in seiner Sitzung
am ... die folgende Satzung beschlossen:

§1

Die Satzung liber die Einrichtung und Tatigkeit des ortlichen Beirats fiir das Jobcenter des Landkreises
Rotenburg (Wiimme) vom 16.12.2010 wird wie folgt geandert:

1. In der Praambel werden die Worte ,,§§ 7 und 36 der Niedersachsischen Landkreisordnung"
durch ,88 10 und 58 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes" ersetzt.

2. 1In § 3 Abs. 2 werden die Worte , Ausschuss fiir Gesundheit, Senioren und Soziales des
Landkreises Rotenburg (Wiimme)" durch die Worte ,,Ausschuss fiir das Jobcenter des
Landkreises Rotenburg (Wiimme)" ersetzt.

3. In § 3 Abs. 2 werden die Worte ,Stadte und Samtgemeinden" durch die Worte ,Stadte,
Gemeinden und Samtgemeinden" ersetzt.

4. 1In § 6 Abs. 4 werden die Worte ,,Ausschuss fiir Gesundheit, Senioren und Soziales des

Landkreises Rotenburg (Wiimme)" durch die Worte ,,Ausschuss fiir das Jobcenter des
Landkreises Rotenburg (Wiimme)" ersetzt.

§2
Diese Satzung tritt zum 01.11.2011 in Kraft.
Rotenburg, den ....
Landkreis Rotenburg (Wiimme)

Der Landrat
Luttmann
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Satzung Uber die Erhebung von Gebluhren fir die Tatigkeit des Rechnungs-
priufungsamtes (RPA) des Landkreises Rotenburg (Wimme)

Aufgrund der 88 10, 153 Abs. 3 und 157 Nds. Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG), § 18
des Nds. Gesetzes uUber die kommunale Zusammenarbeit (NKomZG) und 8§ 4 des Nds.
Kommunalabgabengesetzes (NKAG) hat der Kreistag des Landkreises Rotenburg (Wimme)
am 21.12.2011 folgende Satzung beschlossen:

§1

Der Landkreis Rotenburg (Wimme) erhebt zum Ausgleich der Kosten, die ihm durch die
Inanspruchnahme seines Rechnungsprifungsamtes durch Gemeinden und Samtgemeinden,
Eigenbetriebe, sonstige Koérperschaften, Anstalten und Stiftungen des o6ffentlichen Rechts
(z.B. Zweckverbande) sowie flur alle anderen Auftrdge, die dem Rechnungsprifungsamt
Ubertragen wurden (z.B. Vereine, Verbande, Stiftungen birgerlichen Rechts, wirtschaftliche
Unternehmen mit Beteiligung des Landkreises) Gebiihren nach Mal3gabe der nachfolgenden
Bestimmungen.

§2
Die Geblhr betragt pauschal 380,00 € je Prifungstag (8 Stunden) und Priferin/Prifer.

Leistungen des Rechnungsprifungsamtes, die einen vollen Tagessatz nicht ereichen,
werden anteilig abgerechnet.

§3
Werden vom Rechnungsprifungsamt sonstige Priuferinnen/Prifer oder Prufstellen (z.B.

Wirtschaftspriferinnen/Wirtschaftsprifer) in Anspruch genommen, so sind die hierdurch
entstehenden Kosten vom jeweiligen Leistungsempfanger zu erstatten.

§4

Die Prufungsgebihr wird durch Bescheid festgesetzt und ist innerhalb von 14 Tagen nach
Anforderung an die Kreiskasse Rotenburg (Wimme) zu zahlen.

§5
Die Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung Uber die Erhebung von Gebihren fir die Tatigkeit des
Rechnungsprifungsamtes des Landkreises Rotenburg (Wimme) bei den Gemeinden vom
26.07.1978, zuletzt gedndert durch die 4. Anderungssatzung vom 20.12.2004, aul3er Kraft.
Rotenburg (Wimme), 21.12.2011

Landkreis Rotenburg (Wimme)
Der Landrat

Luttmann
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3. Satzung zur Anderung der Jagdsteuersatzung fiir den Landkreis Rotenburg
(Wimme) vom 02.03.2005

Aufgrund des 8§ 10 des Niedersédchsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in
Verbindung mit § 3 des Niederséachsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der
jeweils gultigen Fassung hat der Kreistag des Landkreises Rotenburg (Wimme) in seiner
Sitzung am 21.12.2011 folgende Satzung beschlossen:

§1

Die Jagdsteuersatzung fur den Landkreis Rotenburg (Wimme) vom 02.03.2005 wird wie
folgt geandert:
In 8 6 (HOhe der Steuer) wird die Zahl ,,10* durch die Zahl ,5" ersetzt.

§2

Diese Satzung tritt am 01.04.2012 in Kratft.

Rotenburg (Wimme), 21.12.2011

Landkreis Rotenburg (Wimme)

(Luttmann)
Landrat
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Kooperationsvertrag
Zwischen
dem Landkreis Rotenburg (Wimme) - vertreten durch den Landrat,
(nachfolgend: Landkreis)
und

der Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Diakonischen Werke im Landkreis Rotenburg
(Wimme),

vertreten durch den dem Vorstand vorsitzenden Superintendenten,
(nachfolgend: Arbeitsgemeinschaft)

wird nachstehender Kooperationsvertrag geschlossen:

§ 1

(1) In der Wahrnehmung ihrer diakonischen Verantwortung betreibt die Arbeitsgemeinschaft
eine Schuldnerberatungsstelle auf der Grundlage der kirchlichen Richtlinien und sowie der
gesetzlichen Regelungen.

(2) Unabhéngig von dem religidsen oder weltanschaulichen Bekenntnis der Ratsuchenden
steht die Schuldnerberatung der Arbeitsgemeinschaft der Bevdlkerung des Landkreises Roten-
burg (Wimme) zur Verfiigung.

(3) Die Arbeitsgemeinschaft Gbernimmt fiir den Landkreis als zugelassener kommunaler Tra-
ger nach dem SGB II sowie als Trager der Sozialhilfe nach dem SGB XII Aufgaben der Schuld-
nerberatung gemaB § 16 SGB II sowie § 11 Abs. 5 SGB XII.

(4) Der fachliche Inhalt und der Umfang der Aufgaben ergeben sich aus der gemeinsam ent-
wickelten ,Konzeption zur Umsetzung der Vereinbarungen aus dem Kooperationsvertrag" — im
Folgenden , Konzeption" — (s. Anlage), die Bestandteil dieses Vertrages ist.

(5) Zur Ausfiihrung und Weiterentwicklung dieses Kooperationsvertrages und der Konzeption
benennen die Arbeitsgemeinschaft und der Landkreis jeweils konkrete Ansprechpartner, die
zu einem vom Landkreis halbjdhrlich einzuberufenden Weiterentwicklungsdialog zusammen
kommen.

§2

(1) Die Arbeitsgemeinschaft gewahrleistet Anlaufstellen und Sprechzeiten (telefonische und
offene) der Schuldnerberatung in den Stadten Bremervorde, Rotenburg (Wimme) und Zeven.

(2) Die Schuldnerberatung unterstiitzt die Hilfesuchenden bei der (Wieder-) Erlangung eines
Kontos (Guthabenkonto, Pfandungsschutzkontos).

§3

(1) Leistungsberechtigte i. S. d. SGB II werden der Arbeitsgemeinschaft vom Jobcenter zur
Durchfiihrung einer Schuldnerberatung zugewiesen, nachdem die Leistungsvoraussetzungen
vom Jobcenter geprift und Leistungen fiir Schuldnerberatung mit der/dem Leistungsberech-
tigten vereinbart oder ihr/ihm bewilligt worden sind.

(2) Die Zuweisung durch das Jobcenter erlischt, wenn flr die zugewiesene leistungsberechtig-
te Personen nicht innerhalb von 3 Monaten sowohl das Erstgesprach stattgefunden hat als
auch die umfassende Schuldnerberatung im Sinne der Konzeption bereits begonnen worden
ist. Dies gilt nicht, wenn die umfassende Schuldnerberatung nach dem Erstgesprdch entbehr-
lich war, weil der Hilfesuchende keiner weiteren Unterstiitzung bedurfte.

(3) Die Arbeitsgemeinschaft erstellt nach Zuweisung durch das Jobcenter fiir jede leistungs-
berechtigte Person mindestens alle drei Monate einen Sachstandsbericht, in dem die erbrach-
ten Beratungsleistungen, die getroffenen Vereinbarungen sowie erzielte Ergebnisse dokumen-
tiert sind, und stellt diesen Bericht dem Jobcenter zur Verfligung.
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§4

(1) Fir die mit diesem Kooperationsvertrag vereinbarten und von der Arbeitsgemeinschaft
erbrachten Leistungen zahlt der Landkreis Zuschiisse an die Arbeitsgemeinschaft. Die Zu-
schiisse werden fir die nach dem SGB II leistungsberechtigten Personen, die der Arbeitsge-
meinschaft vom Jobcenter zugewiesen werden, als Einzelfallpauschalen und im Ubrigen als
Jahrespauschale gewahrt.

(2) Die an Berechtigte nach dem SGB II erbrachten Leistungen werden mit einer Einzelfall-
pauschale bezuschusst. Der Landkreis bezuschusst jeden zugewiesenen Beratungsfall mit
150 €. Beratungsfalle, in denen die Zuweisung gemaB § 3 Abs. 2 erloschen ist, werden nicht
bezuschusst.

(3) Bei den Personenkreisen, die nicht unter den § 16 SGB II fallen, wird auf eine einzelfall-
bezogene Priifung der Leistungsvoraussetzungen verzichtet. Die Kosten fiir die Inanspruch-
nahme der Schuldnerberatung durch diesen Personenkreis werden mit einer jahrlichen Pau-
schale (Jahrespauschale) bezuschusst. Diese betragt fiir das Haushaltsjahr 2012 25.000 €.

(4) Die in den Absatzen 2 und 3 festgesetzten Betrage werden ab dem Haushaltsjahr 2013 um
90 % der Tarifsteigerung des von der Arbeitsgemeinschaft angewandten ,Tarifvertrags fiir
den offentlichen Dienst der Lander (TV-L)" angepasst.

(5) Die Arbeitsgemeinschaft kann die Einzelfallpauschalen fiir die abrechnungsfahigen Falle
innerhalb eines Jahres nach Zuweisung der jeweiligen leistungsberechtigten Person beim Job-
center abfordern.

(6) Die Jahrespauschale wird anteilig zum 01.04. und 01.10. eines jeden Jahres fallig.

(7) Der dem Land Niedersachsen vorzulegende Verwendungsnachweis ist von der Arbeitsge-
meinschaft zu erstellen und dem Landkreis bis zum 30.04. des Folgejahres vorzulegen.

§5

Die Arbeitsgemeinschaft erstellt bis zum 31.03. des Folgejahres einen jahrlichen Tatigkeitsbe-
richt, aus dem die auf der Grundlage des Kooperationsvertrages erbrachten Beratungsleistun-
gen ersichtlich sind, und stellt diesen dem Landkreis zur Verfligung.

§6

Dieser Kooperationsvertrag tritt zum 1. Januar 2012 in Kraft und wird unbefristet abgeschlos-
sen. Er kann von jedem Vertragspartner mit einer Frist von 6 Monaten zum Ende eines Jahres
gekiindigt werden. Eine Kiindigung bedarf der Schriftform.

Bremervorde, Rotenburg (Wimme),
Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Landkreis Rotenburg (Wimme)
Diakonischen Werke im Landkreis Rotenburg - Der Landrat -

(Wimme)

(Helmers, S.) (Luttmann)

Vorsitzender Landrat



Konzeption zur Umsetzung der Vereinbarungen
aus dem Kooperationsvertrag
zwischen dem
Landkreis Rotenburg (Wimme)
und der

Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Ev.-luth. Kirchenkreise Bremervérde-Zeven und
Rotenburg

1. Diese Konzeption zur Umsetzung des Kooperationsvertrags wurde von Landkreis und Ar-
beitsgemeinschaft gemeinsam entwickelt. Sie ist gemaB § 1 Abs. 4 des Kooperationsvertrages
Bestandteil der vertraglichen Vereinbarungen.

Grundlage ist die Konzeption der Beratungsstruktur des Leistungsanbieters flr Beratung von
Menschen in Uberschuldungssituation und von Uberschuldung bedrohten Menschen ein-
schlieBlich der Hilfe nach § 16 SGB II und § 11 SGB XII.

Konzeption der Beratungsstruktur
(siehe Schaubild Ablauf der Beratung)

Durch die Personalerweiterung im Bereich der Schuldnerberatung konnte in den vergangenen
Jahren eine besondere Entwicklung gemacht werden. Fortan kann dem Schuldner eine eng-
maschige Beratung geboten werden, in deren Fokus ein nachhaltiger Umgang mit Geld steht.
Ziel der Beratung kann niemals ausschlieBlich das Insolvenzverfahren sein, vielmehr geht es
darum mit den vorhanden finanziellen Mitteln einen Weg aus der Verschuldung zu finden.

Beratungsbeginn, die Anamnese

In dem Ablauf einer Schuldnerberatungssequenz im Diakonischen Werk steht vor dem person-
lichen Gesprach mit den Schuldnerberatern der telefonische Kontakt. Hierfir stehen wéchent-
lich jeweils drei telefonische Sprechzeiten in den Beratungsstellen Bremervorde/Zeven und
Rotenburg zur Verfligung. Inhaltlich wird auf das bevorstehende Beratungsgesprach einge-
gangen und dieses vorbereitet. Erste Fragen rund um das Thema Schulden werden zudem
beantwortet.

Erstberatung

Im Erstberatungsgesprdach wird dann vorrangig Wert auf die Analyse des Haushaltsplanes
gelegt. Einnahmen und Ausgaben werden hierbei gegeniiber gestellt, Sparpotenziale aufge-
deckt und Vorschldge zur konkreten Umsetzung gemacht. Des Weiteren wird sich in der Bera-
tung dafilr Zeit genommen, die personliche Situation des Klienten zu beleuchten. Wodurch ist
die Verschuldung entstanden? Muss erst die personliche Situation, zum Beispiel innerhalb
einer Ehe- und Lebensberatung, bearbeitet werden, damit eine effektive Schuldnerberatung
moglich ist? Neben diesen genannten Aspekten, wird ebenfalls die Glaubigerliste besprochen.
Eine wichtige Komponente neben den persdnlichen Beratungsgesprachen ist die eigenverant-
wortliche Ubernahme von Aufgaben, die in den Zielgespridchen iiberpriift werden sollen. Die
Ergebnisse eines Beratungsgespraches werden dokumentiert. Dariiber hinaus wird eine MaB3-
nahme der Qualitatssicherung durchgefiihrt.

Zielvereinbarungsgesprache

Grundlage hierfir sind die Ergebnisse des vorangegangenen Gespraches (Erstbera-
tung/Zielgesprach). Wurden alle Vereinbarungen eingehalten? Zielvereinbarungsgesprache
dienen immer auch einer weiteren Wissensvermittlung rund um zentrale Themen der Schuld-
nerberatung. Vollstreckungsrecht und -schutz sowie des Insolvenzrechts sieht dabei die Bera-
tungssequenz vor. Da es um eine nachhaltige Unterstiitzung von Personen mit finanziellen
Problemen geht, soll ein Haushaltsbuch gefiihrt werden. Es dient zur Selbstbefahigung der
Klienten (Empowering). Diese sollen wieder daran gewdhnt werden, sich um ihren Haushalt
und Geldfluss zu kiimmern. Ziel ist eine eigene Haushaltssouveranitat wieder herzustellen.

Abschluss der Beratungssequenzen



Ziel ist die Verschuldung mit eigenen Mitteln zu Gberwinden. Falls dies dem Klienten nicht
moglich ist, kann mit Unterstiitzung der Beratungsstellen des Diakonischen Werkes das Privat-
insolvenzverfahren beantragt werden. Dies sollte jedoch der letzte Schritt in der Beratungsar-
beit sein. AuBerdem sollte hierfiir eine klare und Uberschaubare Haushaltssituation herrschen.
Aus diesem Grund ist eine ,schnelle Insolvenz" mit unseren Beratungsstellen nicht vorgese-
hen. Wir verstehen dies als ein Qualitdtsmerkmal unserer Arbeit mit der Zielgruppe.

Grundsatzlich bildet eine auBergerichtliche Einigung oder das Insolvenzverfahren keinen kla-
ren Abschluss. Vielmehr bieten die Beratungsstellen weitere Gesprache an, da in vielen Féllen
eine Uberforderung der Klienten stattfindet!

Schuldnerbegleiter

Die Schuldnerbegleiter sind ein weiteres Instrument einer nachhaltigen Arbeit mit Klienten.
Als Schuldnerbegleiter setzt das Diakonische Werk Menschen ein, die sich durch eine beson-
dere Fachkompetenz auszeichnen. Unter anderem finden sich in diesen Kreisen ehemalige
Mitarbeiter aus Banken, Verwaltung, Wirtschaft und sozialen Berufen. Neben der ersten Auf-
nahme von Papieren und sonstigen Unterlagen, bietet der Schuldnerbegleiter sich als direkter
Ansprechpartner fiir den Klienten an. Innerhalb der Beratungssequenz werden Schuldnerbe-
gleiter immer dann eingesetzt, wenn Prozesse in Stocken geraten oder Zielvereinbarungen
wiederholt nicht von Klienten eingehalten werden.

2. Voraussetzung fiir die Durchfiihrung der Schuldnerberatung sind:

a. Motivation und Eigenbemiihungen/Mitwirkungsbereitschaft zur Beseitigung der Verschul-
dung und zur Beendigung der Arbeitslosigkeit liegen vor oder kénnen aller Wahrscheinlich-
keit nach durch Einstieg in den Beratungsprozess hergestellt werden

b. Vorrangig zu beseitigende Vermittlungshemmnisse, die einen produktiven Beratungspro-
zess verhindern kénnten (z. B. akute Suchtproblematik, akute psychische Erkrankungen)
sind so weit in Bearbeitung, dass sie einer Schuldenberatung nicht im Wege stehen

3. Bezliglich der nach dem SGB II leistungsberechtigten Personen stimmen die Schuldnerbera-
tung und das Jobcenter die Einzelheiten zum Verfahren ab

- mit dem Klienten der Schuldnerberatung zugefiihrt werden bzw. nach Erléschen der Zu-
weisung aus der Beratung der Schuldnerberatung heraus genommen werden und

- mit dem die im Sinne der Aufgabenerfiillung notwendige gegenseitige Ubermittlung von
Daten der Klienten sicher gestellt wird.

Die Schuldnerberatung verweist Klienten aus dem nicht (ber das Jobcenter gesteuerten Zu-
lauf, die nach ihren Erkenntnissen Anspriiche auf Leistungen nach dem SGB II oder SGB XII
haben kdnnten, im Einvernehmen mit den Klienten zur weiteren Priifung der Leistungsvoraus-
setzungen an den Sozialhilfetrager bzw. das Jobcenter.

Soweit Leistungsberechtigte nach dem SGB II um Beratung nachsuchen, die nicht vom Job-
center zugewiesen worden sind, sind diese auf das zundchst erforderliche Bewilligungs- und
Zuweisungsverfahren durch das Jobcenter zu verweisen.

4. Ein Erstberatungsgesprach soll innerhalb von 4 Wochen stattfinden. Zur Vorbereitung dar-
auf erhalten die Klienten von der Schuldnerberatung einen Aufnahme-/Personalbogen, einen
Haushaltsplan und eine Glaubigerliste, die von ihnen fiir das Erstgesprédch auszufiillen sind.
Sozialhilfetrager bzw. Jobcenter, Schuldnerberatung und Klient klaren vorab, ob fiir einen
Klienten absehbar bereits fiir diese Aufgabe oder das Ordnen von Unterlagen die flankierende
Hilfe ehrenamtlicher Schuldnerbegleiter erforderlich sein sollte.

Vor der Erstberatung und/ oder nach der Erstberatung werden bei Bedarf flankierende MaB-
nahmen zur Unterstitzung der Klienten durch ehrenamtliche Schuldnerbegleiter der Diakoni-
schen Werke auf Grundlage des Schuldnerbegleiterkonzepts ergriffen. Dazu gehéren u. a.

- dezentrale/ortsnahe Beratung



- begleitende Gesprache lber die Verschuldungssituation,
- Unterstltzung bei der Ordnung von Unterlagen,

- Vorbereitung und Umsetzung eines Haushaltsplanes,
Schriftverkehr nach Musterschreiben im Namen der Klienten

Das Verfahren fiir Riickkoppelungsprozesse zwischen Jobcenter und Schuldnerberatung bein-
haltet insbesondere Mitteilungen (ber

- vereinbarte Termine

- Teilziele im Hilfeprozess

- geplante HilfsmaBnahmen bzw. auftretende Bedarfe

- Abschluss der MaBnahme und Ergebnisse

5. Die Schuldnerberatung vermittelt bei Bedarf und in Abstimmung mit den zustdndigen Mit-
arbeitern des Sozialamtes und des Jobcenters ergédnzende Hilfeangebote.

Im Rahmen der sozialen Schuldnerberatung bei Vorliegen psychosozialer Multiplex-
Problemlagen werden im Sinne ganzheitlicher Betreuung durch addaquate Leistungsangebote
Netzwerke genutzt.

Der Leistungserbringer Diakonisches Werk kann hierbei intern auf
- juristische Fachberatung innerhalb der Schuldnerberatung

- allgemeine Sozialberatung mit juristischer Fachberatung,

- Lebens-, Ehe-, Familien- und Erziehungsberatung

- Migrationsberatung

- Tafeln und Sozialkaufhduser

zurlickgreifen.

Externe Netzwerke bestehen u. a. mit

- Landkreis (Gesundheitsamt, Jugendamt)
- Suchthilfe

- Krebshilfe

- Bewahrungs- und Straffalligenhilfe

- Beschaftigungstrager

- Frauenhaus

- Kindergarten

Leistungsangebote des Landkreises werden grundsatzlich vorrangig lber den Sozialhilfetrdager
bzw. das Jobcenter angesteuert.
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Einfiihrung von Automatischen Externen Defibrillatoren (AED) im LandKkreis
Rotenburg (Wiimme)

1. Zweck der Forderung

1.1 Der Landkreis Rotenburg (Wiimme) f6rdert zur Erginzung des bestehenden
Rettungsdienstes die Aufstellung von Automatischen Externen Defibrillatoren
(nachfolgend AED) an allgemein zugénglichen Stellen im Kreisgebiet. Es soll eine
moglichst flichendeckende Versorgung des Kreisgebiets mit AED erreicht werden.

2. Forderfihige Ausgaben

Im Sinne einer einheitlichen Ausstattung im Kreisgebiet und auf Empfehlung des Vereins
zur Forderung der Notfallversorgung Sittensen — Zeven- Tarmstedt e.V. fordert der
Landkreis ausschlieBlich die Anschaffung von Geréten des Typs ,,PRIMEDIC HeartSave
PAD® in Kombination mit einem Rucksack mit Patientendecke, Erste Hilfe AED Kit,
Kfz-Verbandkasten sowie einem Karton Einmalhandschuhe. Diese Kombination kann
von den nach dieser Forderrichtlinie Antragsberechtigten zu den zwischen dem Landkreis
und Firma medida GmbH & Co.KG, Sangenweg 19, 64589 Stockstadt, vereinbarten
Konditionen beschafft werden.

Auch die Forderung eines Schrankes oder einer Box zur Unterbringung des Rucksacks mit
AED kann geférdert werden.

3. Umfang und Hohe der Zuwendung; Bewilligungsvoraussetzungen

3.1 Die Beschaffung eines Gerits wird mit bis zu 30 % des Kaufpreises laut der in Nr. 2
genannten Vereinbarung gefordert.

Die Beschaffung eines Schrankes oder einer Box zur Unterbringung des Rucksacks mit
AED kann ebenfalls mit bis zu 30 % des Kaufpreises, hochstens jedoch 300 €, gefordert
werden.

3.2 Die Gewihrung einer Zuwendung setzt eine finanzielle Eigenbeteiligung des
Antragstellers in Héhe von mindestens 30 % des Kaufpreises voraus.

3.3 Der Antragsteller hat ferner nachzuweisen, dass in angemessener Zahl geschulte
Personen zur Bedienung des AED zur Verfligung stehen.

3.4 Die Auszahlung der Zuwendung kann erst nach Vorlage der Rechnung erfolgen.

4. Antragsverfahren

4.1. Antragsberechtigt nach dieser Handreichung sind:
- kreisangehorige Verwaltungseinheiten,

- staatliche Behorden,

- Verbinde, Vereine und kirchliche Triger sowie
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- private Unternehmen
die ihren Sitz im Landkreis Rotenburg (Wiimme) haben.

4.2 Der Antrag auf Gewéhrung einer Zuwendung nach dieser Handreichung ist schriftlich
beim Betrieb Rettungsdienst des Landkreises zu stellen.

4.3 Mit dem Antrag hat der Antragsteller zu benennen:

- den Ort, an dem der AED aufgestellt werden soll,

- die zeitliche Verfiigbarkeit des Gerits und

- die fiir das Geriit verantwortliche Person mit Telefonnummer.

Der Antragsteller hat auierdem anzugeben, in welchem Umfang geschultes Personal zur
Verfiigung steht und eine Finanzierungsiibersicht vorzulegen.

5. Inkrafttreten

Diese Handreichung tritt riickwirkend zum 01.01.2011 in Kraft.
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Entwurf Stand: 15.12.2011

Haushaltssatzung

des Landkreises Rotenburg (Wimme) fir das Haushaltsjahr 2012

Aufgrund des § 112 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Kreistag des
Landkreises Rotenburg (Wimme) in der Sitzung am 21.12.2011 folgende Haushaltssatzung

beschlossen:

§ 1

Der Haushaltsplan fir das Haushaltsjahr 2012 wird

1. im Ergebnishaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1 der ordentlichen Ertrage auf
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf

1.3 der aulRerordentlichen Ertrage
1.4 der aulRerordentlichen Aufwendungen auf

2. im Finanzhaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstatigkeit
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstatigkeit

2.3 der Einzahlungen fir Investitionstatigkeit
2.4 der Auszahlungen fir Investitionstatigkeit

2.5 der Einzahlungen fur Finanzierungstatigkeit
2.6 der Auszahlungen fir Finanzierungstatigkeit

festgesetzt.
Nachrichtlich: Gesamtbetrag

- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes

222.731.800 Euro
222.731.800 Euro

0 Euro
0 Euro

216.025.000 Euro
199.868.100 Euro

11.969.700 Euro
24.594 .400 Euro

7.400.000 Euro
10.932.200 Euro

235.394.700 Euro
235.394.700 Euro

Der Haushaltsplan des Nettoregiebetriebes Abfallwirtschaft fliir das Haushaltsjahr 2012 wird

1. im Ergebnishaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1 der ordentlichen Ertrage auf
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf

1.3 der aulRerordentlichen Ertrage
1.4 der aulierordentlichen Aufwendungen auf

11.640.900 Euro
11.640.900 Euro

0 Euro
0 Euro
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2. im Finanzhaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstatigkeit
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstatigkeit

2.3 der Einzahlungen fiir Investitionstatigkeit
2.4 der Auszahlungen flr Investitionstatigkeit

2.5 der Einzahlungen fir Finanzierungstatigkeit
2.6 der Auszahlungen fir Finanzierungstatigkeit

festgesetzt.
Nachrichtlich: Gesamtbetrag

- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes

11.199.400 Euro
11.180.300 Euro

0 Euro
1.080.000 Euro

0 Euro
0 Euro

11.199.400 Euro
12.260.300 Euro

Der Haushaltsplan fiir den Nettoregiebetrieb Rettungsdienst fiir das Haushaltsjahr 2012 wird

1. im Ergebnishaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

1.1 der ordentlichen Ertrage auf
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf

1.3 der aulRerordentlichen Ertrage
1.4 der aulRerordentlichen Aufwendungen auf

2. im Finanzhaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstatigkeit
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstatigkeit

2.3 der Einzahlungen fir Investitionstatigkeit
2.4 der Auszahlungen fir Investitionstatigkeit

2.5 der Einzahlungen fur Finanzierungstatigkeit
2.6 der Auszahlungen fir Finanzierungstatigkeit

festgesetzt.
Nachrichtlich: Gesamtbetrag

- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes

§2

9.203.700 Euro
9.203.700 Euro

0 Euro
0 Euro

9.203.700 Euro
8.616.400 Euro

0 Euro
697.000 Euro

697.000 Euro
255.000 Euro

9.900.700 Euro
9.568.400 Euro

Kreditaufnahmen fiir Investitionen und InvestitionsforderungsmalRnahmen (Kreditermachtigung)
werden nicht veranschlagt. Fur den Nettoregiebetrieb Abfallwirtschaft werden keine Kredite fir

Investitionen und Investitionsférderungsmallnahmen veranschlagt.



Fir den Nettoregiebetrieb Rettungsdienst wird der Gesamtbetrag der vorgesehenen
Kreditaufnahmen fiir Investitionen und InvestitionsforderungsmalRnahmen (Kreditermachtigung)
auf 697.000 Euro festgesetzt.

§3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermachtigungen wird auf 7.280.500 Euro festgesetzt.
Verpflichtungsermachtigungen fiir die Nettoregiebetriebe Abfallwirtschaft und Rettungsdienst
werden nicht veranschlagt.

§4
Der Hochstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2012 Liquiditatskredite zur rechtzeitigen Leistung
von Auszahlungen in Anspruch genommen werden diirfen, wird auf 20.000.000 Euro festgesetzt.
Der Hochstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2012 Liquiditatskredite zur rechtzeitigen Leistung
von Auszahlungen durch die Sonderkasse fiir den Nettoregiebetrieb Abfallwirtschaft in Anspruch
genommen werden durfen, wird auf 1.800.000 Euro festgesetzt.
Der Hochstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2012 Liquiditatskredite zur rechtzeitigen Leistung

von Auszahlungen fir den Nettoregiebetrieb Rettungsdienst in Anspruch genommen werden
dirfen, wird auf 3.000.000 Euro festgesetzt.

§5
Der Hebesatz der Kreisumlage wird auf 50 v. H. der Steuerkraftmesszahlen und der

Schlisselzuweisungen der Gemeinden und Samtgemeinden festgesetzt.

Rotenburg (Wimme), 21. Dezember 2011

Landkreis Rotenburg (Wimme)

Luttmann
(Landrat)
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Beschlussvorschlag fir Kreisausschuss:

Fur die Stralengrundstlicke des Landkreises Rotenburg (Wimme) in Selsingen,
Gemarkung HaaRel, Flursticke 8/3, 6/2, 81/1, 5/4 und 7/1 der Flur 1 sowie Flursticke
22/5 und 20/11 der Flur 2 ist eine ErschlieBungsbaulast zu Gunsten der Firma Kriete
Kaltrecycling GmbH einzutragen.

Im Gegenzug ist der Firma Kriete Kaltrecycling GmbH die Verkehrssicherungspflicht
sowie die bauliche und betriebliche Unterhaltung der Strale auf ihre eigenen Kosten
vertraglich zu Ubertragen. Dabei ist auch die Rickgabe der Baulast bei Nicht-Genehmi-
gung der Deponie vorzusehen.

Anderungsantrag SPD-Griine-WFB-Gruppe

Fir die StralRengrundstiicke des Landkreises Rotenburg (Wimme) in Selsingen,
Gemarkung HaaBel, Flursticke 8/3, 6/2, 81/1, 5/4 und 7/1 der Flur 1 sowie Flurstiicke
22/5 und 20/11 der Flur 2 ist eine Erschlielungsbaulast zur Nutzung einer Boden-
deponie der Klasse O zu Gunsten der Firma Kriete Kaltrecycling GmbH einzutragen.

Im Gegenzug ist der Firma Kriete Kaltrecycling GmbH die Verkehrssicherungspflicht
sowie die bauliche und betriebliche Unterhaltung der StraRe auf ihre eigenen Kosten
vertraglich zu Ubertragen. Dabei ist auch die Rickgabe der Baulast bei Nicht-Genehmi-
gung der Deponie vorzusehen.

»Kleine Deponie*

Fur die StraRengrundstiicke des Landkreises Rotenburg (Wumme) in Selsingen,
Gemarkung Haalel, Flurstiicke 8/3, 6/2, 81/1, 5/4 und 7/1 der Flur 1 sowie Flurstlicke
22/5 und 20/11 der Flur 2 ist eine Erschlie@ungsbaulast zur Nutzung einer Boden-
deponie zu Gunsten der Firma Kriete Kaltrecycling GmbH als Zuwegung zu den
Grundstiicken Selsingen, AuBenbereich/HaaBel 2, Flurstiicke 13/3, 20/1, 20/3 und

20/15 der Flur 2 der Gemarkung HaaRel einzutragen.

Im Gegenzug ist der Firma Kriete Kaltrecycling GmbH die Verkehrssicherungspflicht
sowie die bauliche und betriebliche Unterhaltung der StraRe auf ihre eigenen Kosten
vertraglich zu Ubertragen. Dabei ist neben der Rickgabe der Baulast bei Nicht-
Genehmigung der Deponie auch vorzusehen, dass die Deponiefliche nicht gréRer
wird als die vom Landkreis verkauften Flurstiicke 13/3, 20/1 und 20/3.
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Anlage zu TOP 23 Anlage 1

Verordnung des Landkreises Rotenburg (Wimme) tber die Festsetzung des Was-
serschutzgebietes Wasserwerk Sud des Wasserversorgungsverbandes Rotenburg-
Land vom 21.12.2011

Aufgrund der 88 51 und 52 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31.07.2009 (Bun-
desgesetzblatt | S. 2585) und 8 91 Niedersachsisches Wassergesetz (NWG) in der Fas-
sung vom 19.02.2010 (Nds. GVBI. S. 64) wird verordnet:

§1
Fur die der 6ffentlichen Wasserversorgung dienenden, auf den Flurstiicken 25/10, 28/8 und 16/1,
Flur 6, Gemarkung Unterstedt, gelegenen Brunnen | bis IX flr das Wasserwerk Sud, Unterstedt,,
wird zum Schutz der Gewasser vor nachteiligen Einwirkungen ein Wasserschutzgebiet zum Wohl
der Allgemeinheit festgesetzt. Das durch die Verordnung beglnstigte Unternehmen ist der Was-
serversorgungsverband Rotenburg-Land, Zum Adel 101, OT Unterstedt in 27356 Rotenburg

(Wimme).

§2
QD Das Wasserschutzgebiet gliedert sich in die Schutzzonen | (Fassungsbereich), Il (engere

Schutzzone und III A und 11l B (weitere Schutzzonen).

(2) Das Wasserschutzgebiet liegt in den Gemarkungen Unterstedt, Kirchwalsede,

Siuderwalsede, Schafwinkel, Sehlingen, Holtum Geest, Westerwalsede und Eversen.

3 Die Grenzen des Wasserschutzgebietes werden wie folgt beschrieben:

a. Begrenzung der Schutzzone I:
Die Grenzen der Schutzzone | verlaufen auf einem Radius von 10 Metern, gemessen
vom Brunnenaufsatzrohr, allseitig um jeden Grundwasserférderbrunnen.

b. Begrenzung der Schutzzone II:
Die Schutzzone Il verlauft in einem Radius von 100 Metern, gemessen vom Brunnen-
aufsatzrohr, allseitig um jeden Grundwasserférderbrunnen.

c. Begrenzung der Schutzzone llI:
Die Schutzzone Ill beginnt im Norden in der Gemarkung Unterstedt, Richtung Sud-
Osten durch die Gemarkung Kirchwalsede. Von dort stdlich durch die Gemarkung
Schafwinkel, dann westlich durch die Gemarkungen Sehlingen, Siderwalsede nach
Holtum Geest und von dort nérdlich verlaufend durch die Gemarkungen Eversen und
Ahausen in die Gemarkung Unterstedt zum ndrdlichen Ausgangspunkt.
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(4) Die Grenzen des Wasserschutzgebietes und seiner Schutzzonen sind in der mit veroffent-
lichten Ubersichtkarte (Anlage) im MaRstab 1 : 40 000 dargestellt.

(5) Die genauen Grenzen des Wasserschutzgebietes und seiner Zonen ergeben sich aus den
Karten im Maf3stab 1 : 2.500, die Bestandteil dieser Verordnung sind. Ausfertigungen die-
ser nicht veroffentlichten Karten befinden sich beim Landkreis Rotenburg (Wimme), dem
Wasserversorgungsverband Rotenburg-Land, der Stadt Rotenburg (Wimme) und den
Gemeinden Kirchwalsede, Westerwalsede, Ahausen und Kirchlinteln.

Die Karten kénnen dort wahrend der Sprechzeiten von jedermann kostenlos eingesehen
werden.

Durchschneidet die Grenze Flurstiicke, sind jeweils zu Beginn und Ende der Grenzlinie in
Sichtweite deutlich erkennbare Zeichen gesetzt, soweit diese Punkte nicht durch natirliche

Merkmale (Nutzungsartengrenze und dgl.) erkennbar sind.

§3
(1) Die Schutzzone | darf nur durch Befugte zur Vornahme solcher Handlungen betreten wer-
den, die erforderlich sind
a) zur Pflege der Schutzzone
b) fur den Betrieb und die Uberwachung der Wassergewinnungsanlagen

¢) zur baulichen und betrieblichen Veranderung der Wassergewinnungsanlagen.

2) Die Anwendung von Pflanzenbehandlungs- und Schadlingsbekampfungsmitteln ist in der
Schutzzone | verboten.
Dartber hinaus ist jegliche Dingung untersagt, soweit sie nicht in geringen Mengen zur

Erzielung einer geschlossenen Grasnarbe erforderlich ist.

§4
In dem Wasserschutzgebiet sind folgende Handlungen nach MalRgabe der nachstehenden Auf-
stellung in den jeweiligen Schutzzonen verboten (V), eingeschrankt zulassig (G) oder zuléssig
aufgrund dieser Verordnung (-). Die Uber die Schutzbestimmungen dieser Verordnung hinaus-
gehenden Verbote und Genehmigungsvorbehalte nach anderen Rechtsvorschriften bleiben unbe-

rahrt.
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Abwasser

1. Einleiten von Abwasser in den Untergrund

1.1

1.2

1.3

Versenken von Abwasser Uber Schluckbrunnen, Si-
ckerschachte oder vergleichbare Einrichtungen direkt
ins Grundwasser

Einleiten und Versickern von Abwasser in den Unter-
grund unterhalb der belebten Bodenzone

1.2.1

1.2.2

1.2.3

1.2.4

Schmutzwasser aus dem hauslichen Bereich
nach Behandlung in einer Kleinklaranlage oder
einer gleichwertigen Anlage

Sonstiges Schmutzwasser und von Verkehrs-
flachen oder mit diesen vergleichbaren Flachen
(gewerbliche / landwirtschaftliche Betriebs- und
Hofflachen) abflieRendes Niederschlagswasser
Niederschlagswasser von Dachflachen aus un-
beschichteten Metallen

Niederschlagswasser von anderen Dachflachen
als Pkt. 1.2.3. sowie von Hof- und Terrassen-
flachen bei Wohngrundstiicken

Verrieseln oder Versickern von Abwasser Uber die be-
lebte Bodenzone

1.3.1

B
w w
w N

1.3.4

1.3.5

Schmutzwasser aus dem hauslichen Bereich
nach Behandlung in einer Kleinklaranlage oder
einer gleichwertigen Anlage

Sonstiges Schmutzwasser

Von Verkehrsflachen oder mit diesen vergleich-
baren Flachen (gewerbliche / landwirtschaftliche
Betriebs- und Hofflachen) abflieRendes Nieder-
schlagswasser

Niederschlagswasser von Dachflachen aus un-
beschichteten Metallen

Niederschlagswasser von anderen Dachflachen
als Pkt. 1.3.4. sowie von Hof- und Terrassen-
flachen bei Wohngrundstlicken

2. Abwasserkanéle und Abwasserleitungen

. Einleiten von Abwasser in oberirdische Gewésser, ausge-

nommen nicht schadlich verunreinigtes Niederschlagswasser
im Rahmen des Gemeingebrauchs gem. § 25 WHG in Verbin-
dung mit 8 32 NWG

. Errichten oder wesentliches Andern von Abwasserbehand-

lungsanlagen oder Abwassersammelgruben

. Verregnen oder Verwerten von Abwasser im Rahmen der

Landbewirtschaftung

. Versenken oder Versickern von Kuhlwasser

Zone |l

Zone
I A

Zone
I B
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Land- und Forstwirtschaft und Erwerbsgartenbau

Zone ll Zone Zone
1A I B

7. Aufbringen von Mist jeder Art (z.B. Stallmist, Gefliigelmist)
auf
7.1 landwirtschaftlich oder erwerbsgartnerisch genutzte \Y, V von der Ernte

Flachen der letzten
Hauptfrucht bis

zum 31. Januar;

V beginnt erst
am 16. Sept.,
wenn eine Zwi-
schenfrucht oder
Winterraps an-
gebaut wird.

7.2  forstwirtschatftlich genutzte Flachen \% \% \%

8. Ausbringen von Sekundéarrohstoffdiingern, die von den vor-
genannten und anderen Schutzbestimmungen nicht erfasst \% G G
sind

9. Lagerung und Zwischenlagerung von Dungemitteln jeder Art,
Sekundarrohstoffdingern sowie von Garfutter/Silage aul3er- \ \% \%
halb von undurchlassigen baulichen Anlagen mit Auffangvor-
richtung

10. Anbauen von Sonderkulturen auf landwirtschaftlich oder gar-

tenbaulich genutzten Flachen sowie Vv G G
Einrichten oder Erweitern von Baumschulen oder Gartenbau-
betrieben

11. Anwenden von nicht fir Wasserschutzgebiete zugelassenen \Y, \Y, \%

Pflanzenschutzmitteln, etc.

12. Dauerpferche oder Freilandhaltung sowie Vv G G
Betreiben von Winterweiden mit Zufutterung oder Pferchen

13. Einrichten von Holzpolterplatzen mit Beregnung \% G G

Wassergefdhrdende Stoffe

Zone Zone Zone

I [ A [ B
14. Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen im Sinne des § 62,
Abs. 3 WHG aul3erhalb von Anlagen, Vorrichtungen oder Be- Vv V* V*
haltnissen, aus denen ein Eindringen in den Boden nicht mdg-
lich ist

*mit Ausnahme von im Rahmen ordnungsgemafer Landbe-
wirtschaftung aufgebrachten Diinge- und Pflanzenschutzmit-
teln

15. Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen gem.
§ 62, Abs. 3 WHG Vv - -
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16. Befordern wassergefahrdender Stoffe im Sinne des § 62
Abs. 3 WHG durch Fahrzeuge, ausgenommen Anliegerver-
kehr

17. Befordern wassergefahrdender Stoffe im Sinne des § 62
Abs. 3 WHG in Feldleitungen

Abfall, bauliche Anlagen, Sondernutzungen

18. Lagern, Ablagern, Behandeln oder Umschlagen von Abfallen

18.1  Errichtung oder wesentliche Anderung von Anlagen
zum Ablagern von Abféllen

18.2  Errichtung oder wesentliche Anderung von Anlagen
zum Behandeln, zum Umschlagen oder zum Lagern
von Abfallen gem. Anhang zur 4. BImSchV, Spalte 1
(ausgenommen Kompostierungsanlagen)

18.3  Errichtung oder wesentliche Anderung von Kom-
postierungsplatzen oder Kompostierungsanlagen mit
Ausnahme der Eigenkompostierung

19. Errichtung oder wesentliche Anderung von Biogasanlagen

20. Schrottanlagen und Autowrackplatze
20.1 Neuanlegen oder Erweitern von Anlagen zur Lage-
rung oder Behandlung von Autowracks (Autowrack-
platze)
20.2 Errichten oder wesentliches Andern von Anlagen zur
Lagerung oder Behandlung von Schrott mit wasser-
gefahrdenden Bestandteilen

20.3 Errichten oder wesentliches Andern von Anlagen zur
Lagerung oder Behandlung von Schrott ohne was-
sergefdhrdende Bestandteile

21. Errichten oder Erweitern von baulichen Anlagen mit Aus-
nahme von baulichen Anlagen fir Wohnzwecke (incl. Neben-
gebaude) als Einzelbebauung

22. Bauen von Stral3en
221 soweit die MaRRnahmen nicht den ,Richtlinien fiir bau-
technische MalRnahmen an Stral3en in Wassergewin-
nungsgebieten (RiStWag in der zur Zeit glltigen Fas-
sung)“ entsprechen

22.2 Neubauen und Ausbauen von befestigten, flir Motor-
fahrzeuge zugelassenen Wegen, Straen und Plat-
zen unter Beachtung der RiStWag in der zur Zeit gul-
tigen Fassung

Zone
I

Vv

Zone
I

Vv

\%

Zone
I A

Zone
I A

\Y,

Zone
11 B

Zone
11 B

\Y
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Zone Zone Zone

1 A [ B
22.3 Bauen von land- oder forstwirtschaftlichen Wirt- G - -
schaftswegen
23. Bahnanlagen
23.1 Bau von Bahnlinien \% G G
23.2 Bau oder wesentliche Erweiterung von Giterum- \% G G

schlagsanlagen der Eisenbahn, Rangierbahnhofen

24. Verwendung von Materialien im StraRen-, Wege-, Wasser-

oder Landschaftsbau,

24.1 wenn diese Materialien auswaschbare wassergefahr-
dende Stoffe oder Beimengungen enthalten oder die \% \% \%
Inhaltsstoffe durch Umwandlung wassergeféahrdend
wirken kdnnen

24.2  wenn diese Materialien die Anforderungen nach
LAGA M 20 (Mitteilung der Landerarbeitsgemein- \Y, G G
schaft Abfall: ,Anforderungen an die stoffliche Ver-
wertung von mineralischen Abfallen“) einhalten

25. Bau von Start-, Lande-, Sicherheitsflachen oder Notabwurffla- \Y \Y V
chen des Luftverkehrs

26. Bau von militarischen Anlagen oder Einrichten von Ubungs- \% \% \%
platzen

27. Durchfiihrung von Mandévern oder Ubungen von Streitkréaften
oder &hnlichen Organisationen,

27.1 soweit sie nicht dem DVGW-Merkblatt W 106 ent- \% \% \%
sprechen
27.2  soweit die Anforderungen des DVGW-Merkblatt \Y G G

W 106 eingehalten werden

28. Sport- und Freizeiteinrichtungen oder -Veranstaltungen

28.1 Bau oder wesentliche Erweiterung von Sport- oder
Freizeiteinrichtungen, von denen keine nutzungsbe- \% G G
dingt erhohten Grundwassergefahrdungen ausgehen
(z.B. Campingplatze, Badeanstalten, FufRballplatze,
Golfplatze), Betrieb von Badeseen

28.2 Bau oder wesentliche Erweiterung von Sport- oder
Freizeiteinrichtungen, von denen nutzungsbedingt Y Y V
erhohte Grundwassergefahrdungen ausgehen (z.B.
TontaubenschieR3stdnde, sonstige Schiel3stande flr
Handfeuerwaffen, Rennbahnen fir den Motorsport)
sowie Durchfiilhren von Motorsportveranstaltungen
aulBerhalb der dafir zugelassenen Verkehrswege
oder -flachen

28.3 Durchfuhren von Méarkten, Volksfesten oder sonstigen
GroRveranstaltungen auB3erhalb daflir vorgesehener \% G G
Anlagen
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Zone Zone Zone

I [ A B
29. Einrichtung oder wesentliche Erweiterung von Kleingartenko- \% G G
lonien
30. Friedhofe
30.1 Neuanlegen von Friedhofen \% \Y V
30.2  Erweitern von Friedhofen \Y, \Y, G

31. Vergraben oder Ablagern von Tierkérpern oder Tierkorpertei-
len, ausgenommen geringe Stiickzahlen (Tierkorperteile) im \% \% \%
Rahmen der jagdlichen Praxis

32. Anlagen oder wesentliches Andern von Fischteichen
32.1 gedichtete Anlagen
32.2 ungedichtete Anlagen

<<
<®
<®

Bodeneingqgriffe

33. Arbeiten, die so tief in den Boden eindringen (Erdaufschliis-
se), dass sie sich unmittelbar oder mittelbar auf die Bewe- \Y G G
gung, die Hohe oder die Beschaffenheit des Grundwassers
auswirken kénnen

34. Bodenabbau oder Erdaufschliisse, durch die die Grundwas- V G G
sertberdeckung auf Dauer vermindert wird

35. Verfullung von Bodenabbaustellen oder Erdaufschliissen mit

mineralischen Reststoffen,

35.1 wenn diese Materialien die Anforderungen nach
LAGA M 20 (Mitteilung der Lé&nderarbeitsgemein- Y Y V
schaft Abfall: ,Anforderungen an die stoffliche Ver-
wertung von mineralischen Abfallen®) nicht erfillen

35.2  wenn diese Materialien die Anforderungen nach
LAGA M 20 (Mitteilung der Landerarbeitsgemein- \% G G
schaft Abfall: ,Anforderungen an die stoffliche Ver-
wertung von mineralischen Abféllen®) einhalten

36. Anlagen und MaRnahmen des Bergbaus niKEMGRHEIGEX v G G
BRKaSSEIdPer KRG eeinschlieBlich hydraulic fracking)
mit  Eingriffen in die Grundwasseriiberdeckung
37. Durchfiihren von Sprengungen \ G G
38. Bohrungen (mit Ausnahme fir die 6ffentliche Wasserversor-
gung) von mehr als 3 m Tiefe \Y G G
39. Erdwarmenutzung und andere geothermische Anlagen \% G G

(z.B. Erdwarmesonden, Erdwéarmekollektoren, etc.)
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Schreibmaschinentext
                                  XXXXXXXXXXXXXXX
XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX (einschließlich hydraulic fracking)
mit Eingriffen in die Grundwasserüberdeckung


85

Anlagen, die beim Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmafig vorhanden sind, jedoch den Vor-

schriften des § 4 nicht entsprechen, bleiben weiter zugelassen. Die zustédndige Wasserbehorde

kann jedoch im Interesse der Gefahrenabwehr die Malinahmen anordnen, die erforderlich sind,

um den Zweck dieser Verordnung zu erreichen.

(1)

()
®3)

(1)

()

®3)

§6

Die Eigentimer und die Nutzungsberechtigten der im Wasserschutzgebiet liegenden
Grundsticke haben zu dulden, dass Beauftragte der Wasserbehdrden und der von ihnen
ermachtigten Stellen nach vorheriger Ankiindigung die Grundstiicke betreten, um die Ein-
haltung der Schutzbestimmungen nach § 4 zu Uberprifen und um MalRnahmen durchzu-
fuhren, die zum Schutz der Wassergewinnungsanlagen erforderlich sind, z. B. Aufstellen
von Hinweisschildern und Z&unen, Lagern von Hilfsstoffen zur Sicherung des Grundwas-
sers, Entnahme von Bodenproben, Anlagen und Betrieb von Grundwasserbeobachtungs-
brunnen u. &.

Bei Gefahr in Verzug bedarf es der vorherigen Ankiindigung nicht.

Der Landkreis Rotenburg (Wimme) kann den Begunstigten verpflichten, die nach Abs. 1

zu duldenden MalRnahmen vorzunehmen.

87

Der Landkreis Rotenburg (Wimme) kann von den Verboten der 88 3 und 4, den Duldungs-
und Handlungspflichten der 88 5 und 6 der Verordnung im Einzelfall widerruflich und be-
fristet befreien, wenn der Schutzgebietszweck nicht gefdhrdet wird oder (berwiegende
Grinde des Wohls der Allgemeinheit dies erfordern.

Die nach § 4 eingeschrankt zuldssigen Handlungen der Verordnung durfen nur mit Ge-
nehmigung des Landkreises Rotenburg (Wimme) vorgenommen werden. Die Genehmi-
gung darf nur versagt werden, wenn zu beflrchten ist, dass eine der dort genannten Hand-
lungen oder Maflnahmen auf das durch diese Verordnung geschiitzte Grundwasser
nachteilig einwirken kann und diese Nachteile nicht durch Bedingungen oder Auflagen ver-

hiutet werden konnen.

Die Befreiung nach Abs. 1 und die Genehmigung nach Abs. 2 sind jeweils zu erteilen, so-
weit dies zur Vermeidung unzumutbarer Beschrankungen des Eigentums erforderlich ist

und hierdurch der Schutzzweck nicht gefahrdet wird.
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§8

Wer vorsétzlich oder fahrlassig gegen Bestimmungen dieser Verordnung verstdl3t, handelt ord-
nungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit wird nach § 103 Abs. 1 Nr. 8 und Abs. 2 WHG mit einer
GeldbulRe bis zu 50.000 EUR, bei Verletzung der Aufzeichnungspflichten bis zu 10.000 EUR,

geahndet. Unberuhrt bleiben Regelungen und Zustandigkeiten nach anderen Rechtsvorschriften.

§9
(2) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkiundigung im Amtsblatt fur den Landkreis
Rotenburg (Wimme) in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung Uber die Festsetzung eines Wasserschutzgebietes fur das
Wasserwerk ,Sud“ des Wasserversorgungsverbandes fir den Landkreis Rotenburg vom
30. Mai 1973 (Amtsblatt Nr. 12 fur den Regierungsbezirk Lineburg vom 02.06.1973) aul3er
Kraft.

Rotenburg/Wimme, 21.12.2011

Landkreis Rotenburg (Wimme)
Der Landrat

(Luttmann)
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Anlage zu TOP 24 Anlage 1

Verordnung des Landkreises Rotenburg (Wimme) tber die Festsetzung des Was-
serschutzgebietes Wasserwerk Nord des Wasserversorgungsverbandes Rotenburg-
Land vom 21.12.2011

Aufgrund der 88 51 und 52 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31.07.2009 (Bun-
desgesetzblatt | S. 2585) und 8 91 Niedersachsisches Wassergesetz (NWG) in der Fas-
sung vom 19.02.2010 (Nds. GVBI. S. 64) wird verordnet:

§1
Far die der offentlichen Wasserversorgung dienenden, auf den Flurstiicken 137/29, 140 und
141/6, Flur 1, Gemarkung Westerholz, gelegenen Brunnen | bis V fur das Wasserwerk Nord, Wes-
terholz, wird zum Schutz der Gewasser vor nachteiligen Einwirkungen ein Wasserschutzgebiet
zum Wohl der Allgemeinheit festgesetzt. Das durch die Verordnung begtinstigte Unternehmen ist
der Wasserversorgungsverband Rotenburg-Land, Zum Adel 101, OT Unterstedt in 27356 Roten-
burg (Wimme).

§2
QD Das Wasserschutzgebiet gliedert sich in die Schutzzonen | (Fassungsbereich), Il (engere

Schutzzone und Il A und 11l B (weitere Schutzzonen).

(2) Das Wasserschutzgebiet liegt in den Gemarkungen Westerholz, Borchel, Abbendorf,

Hetzwege, Wittkopsbostel und Hesedorf.

3 Die Grenzen des Wasserschutzgebietes werden wie folgt beschrieben:

a. Begrenzung der Schutzzone I:
Die Grenzen der Schutzzone | verlaufen auf einem Radius von 10 Metern, gemessen
vom Brunnenaufsatzrohr, allseitig um jeden Grundwasserférderbrunnen.

b. Begrenzung der Schutzzone II:
Die Schutzzone Il verlauft in einem Radius von 100 Metern, gemessen vom Brunnen-
aufsatzrohr, allseitig um jeden Grundwasserférderbrunnen.

c. Begrenzung der Schutzzone llI:
Die Schutzzone Il beginnt im Norden in der Gemarkung Abbendorf, Richtung Osten
durch die Gemarkung Hetzwege in die Gemarkung Wittkopsbostel. Von dort stdlich
durch die Gemarkung Hetzwege in die Gemarkung Westerholz, dann westlich in die
Gemarkung Borchel und von dort nérdlich verlaufend, die Gemarkung Hesedorf
anschneident, durch die Gemarkung Borchel in die Gemarkung Abbendorf zum nordli-

chen Ausgangspunkt.


Administrator
Schreibmaschinentext
Anlage zu TOP 24


(4) Die Grenzen des Wasserschutzgebietes und seiner Schutzzonen sind in der mit veroffent-
lichten Ubersichtkarte (Anlage) im MaRstab 1 : 30 000 dargestellt.

(5) Die genauen Grenzen des Wasserschutzgebietes und seiner Zonen ergeben sich aus den
Karten im Maf3stab 1 : 2.500, die Bestandteil dieser Verordnung sind. Ausfertigungen die-
ser nicht veroffentlichten Karten befinden sich beim Landkreis Rotenburg (Wimme), dem
Wasserversorgungsverband Rotenburg-Land, der Stadt Rotenburg (Wimme) und den
Gemeinden ScheelRel und Gyhum.

Die Karten kénnen dort wahrend der Sprechzeiten von jedermann kostenlos eingesehen
werden.

Durchschneidet die Grenze Flurstiicke, sind jeweils zu Beginn und Ende der Grenzlinie in
Sichtweite deutlich erkennbare Zeichen gesetzt, soweit diese Punkte nicht durch natirliche

Merkmale (Nutzungsartengrenze und dgl.) erkennbar sind.

§3
(1) Die Schutzzone | darf nur durch Befugte zur Vornahme solcher Handlungen betreten wer-
den, die erforderlich sind
a) zur Pflege der Schutzzone
b) fur den Betrieb und die Uberwachung der Wassergewinnungsanlagen

¢) zur baulichen und betrieblichen Veranderung der Wassergewinnungsanlagen.

2) Die Anwendung von Pflanzenbehandlungs- und Schadlingsbekampfungsmitteln ist in der
Schutzzone | verboten.
Dartber hinaus ist jegliche Dingung untersagt, soweit sie nicht in geringen Mengen zur

Erzielung einer geschlossenen Grasnarbe erforderlich ist.

§4
In dem Wasserschutzgebiet sind folgende Handlungen nach MalRgabe der nachstehenden Auf-
stellung in den jeweiligen Schutzzonen verboten (V), eingeschrankt zulassig (G) oder zuléssig
aufgrund dieser Verordnung (-). Die Uber die Schutzbestimmungen dieser Verordnung hinaus-
gehenden Verbote und Genehmigungsvorbehalte nach anderen Rechtsvorschriften bleiben unbe-

rahrt.

Seite 2 von 9 Seiten



Abwasser

1. Einleiten von Abwasser in den Untergrund

1.1

1.2

1.3

Versenken von Abwasser Uber Schluckbrunnen, Si-
ckerschachte oder vergleichbare Einrichtungen direkt
ins Grundwasser

Einleiten und Versickern von Abwasser in den Unter-
grund unterhalb der belebten Bodenzone

1.2.1

1.2.2

1.2.3

1.2.4

Schmutzwasser aus dem hauslichen Bereich
nach Behandlung in einer Kleinklaranlage oder
einer gleichwertigen Anlage

Sonstiges Schmutzwasser und von Verkehrs-
flachen oder mit diesen vergleichbaren Flachen
(gewerbliche / landwirtschaftliche Betriebs- und
Hofflachen) abflieRendes Niederschlagswasser
Niederschlagswasser von Dachflachen aus un-
beschichteten Metallen

Niederschlagswasser von anderen Dachflachen
als Pkt. 1.2.3. sowie von Hof- und Terrassen-
flachen bei Wohngrundstiicken

Verrieseln oder Versickern von Abwasser Uber die be-
lebte Bodenzone

1.3.1

B
w w
w N

1.3.4

1.3.5

Schmutzwasser aus dem hauslichen Bereich
nach Behandlung in einer Kleinklaranlage oder
einer gleichwertigen Anlage

Sonstiges Schmutzwasser

Von Verkehrsflachen oder mit diesen vergleich-
baren Flachen (gewerbliche / landwirtschaftliche
Betriebs- und Hofflachen) abflieRendes Nieder-
schlagswasser

Niederschlagswasser von Dachflachen aus un-
beschichteten Metallen

Niederschlagswasser von anderen Dachflachen
als Pkt. 1.3.4. sowie von Hof- und Terrassen-
flachen bei Wohngrundstlicken

2. Abwasserkanéle und Abwasserleitungen

. Einleiten von Abwasser in oberirdische Gewésser, ausge-

nommen nicht schadlich verunreinigtes Niederschlagswasser
im Rahmen des Gemeingebrauchs gem. § 25 WHG in Verbin-
dung mit 8 32 NWG

. Errichten oder wesentliches Andern von Abwasserbehand-

lungsanlagen oder Abwassersammelgruben

. Verregnen oder Verwerten von Abwasser im Rahmen der

Landbewirtschaftung

. Versenken oder Versickern von Kuhlwasser

Zone |l

Zone
I A

Zone
I B
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Land- und Forstwirtschaft und Erwerbsgartenbau

Zone ll Zone Zone
1A I B

7. Aufbringen von Mist jeder Art (z.B. Stallmist, Gefliigelmist)
auf
7.1 landwirtschaftlich oder erwerbsgartnerisch genutzte \Y, V von der Ernte

Flachen der letzten
Hauptfrucht bis

zum 31. Januar;

V beginnt erst
am 16. Sept.,
wenn eine Zwi-
schenfrucht oder
Winterraps an-
gebaut wird.

7.2  forstwirtschatftlich genutzte Flachen \% \% \%

8. Ausbringen von Sekundéarrohstoffdiingern, die von den vor-
genannten und anderen Schutzbestimmungen nicht erfasst \% G G
sind

9. Lagerung und Zwischenlagerung von Dungemitteln jeder Art,
Sekundarrohstoffdingern sowie von Garfutter/Silage aul3er- \ \% \%
halb von undurchlassigen baulichen Anlagen mit Auffangvor-
richtung

10. Anbauen von Sonderkulturen auf landwirtschaftlich oder gar-

tenbaulich genutzten Flachen sowie Vv G G
Einrichten oder Erweitern von Baumschulen oder Gartenbau-
betrieben

11. Anwenden von nicht fir Wasserschutzgebiete zugelassenen \Y, \Y, \%

Pflanzenschutzmitteln, etc.

12. Dauerpferche oder Freilandhaltung sowie Vv G G
Betreiben von Winterweiden mit Zufutterung oder Pferchen

13. Einrichten von Holzpolterplatzen mit Beregnung \% G G

Wassergefdhrdende Stoffe

Zone Zone Zone

I [ A [ B
14. Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen im Sinne des § 62,
Abs. 3 WHG aul3erhalb von Anlagen, Vorrichtungen oder Be- Vv V* V*
haltnissen, aus denen ein Eindringen in den Boden nicht mdg-
lich ist

*mit Ausnahme von im Rahmen ordnungsgemafer Landbe-
wirtschaftung aufgebrachten Diinge- und Pflanzenschutzmit-
teln

15. Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen gem.
§ 62, Abs. 3 WHG Vv - -
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16. Befordern wassergefahrdender Stoffe im Sinne des § 62
Abs. 3 WHG durch Fahrzeuge, ausgenommen Anliegerver-
kehr

17. Befordern wassergefahrdender Stoffe im Sinne des § 62
Abs. 3 WHG in Feldleitungen

Abfall, bauliche Anlagen, Sondernutzungen

18. Lagern, Ablagern, Behandeln oder Umschlagen von Abfallen

18.1  Errichtung oder wesentliche Anderung von Anlagen
zum Ablagern von Abféllen

18.2  Errichtung oder wesentliche Anderung von Anlagen
zum Behandeln, zum Umschlagen oder zum Lagern
von Abfallen gem. Anhang zur 4. BImSchV, Spalte 1
(ausgenommen Kompostierungsanlagen)

18.3  Errichtung oder wesentliche Anderung von Kom-
postierungsplatzen oder Kompostierungsanlagen mit
Ausnahme der Eigenkompostierung

19. Errichtung oder wesentliche Anderung von Biogasanlagen

20. Schrottanlagen und Autowrackplatze
20.1 Neuanlegen oder Erweitern von Anlagen zur Lage-
rung oder Behandlung von Autowracks (Autowrack-
platze)
20.2 Errichten oder wesentliches Andern von Anlagen zur
Lagerung oder Behandlung von Schrott mit wasser-
gefahrdenden Bestandteilen

20.3 Errichten oder wesentliches Andern von Anlagen zur
Lagerung oder Behandlung von Schrott ohne was-
sergefdhrdende Bestandteile

21. Errichten oder Erweitern von baulichen Anlagen mit Aus-
nahme von baulichen Anlagen fir Wohnzwecke (incl. Neben-
gebaude) als Einzelbebauung

22. Bauen von Stral3en
221 soweit die MaRRnahmen nicht den ,Richtlinien fiir bau-
technische MalRnahmen an Stral3en in Wassergewin-
nungsgebieten (RiStWag in der zur Zeit glltigen Fas-
sung)“ entsprechen

22.2 Neubauen und Ausbauen von befestigten, flir Motor-
fahrzeuge zugelassenen Wegen, Straen und Plat-
zen unter Beachtung der RiStWag in der zur Zeit gul-
tigen Fassung

Zone
I

Vv

Zone
I

Vv

\%

Zone
I A

Zone
I A

\Y,

Zone
11 B

Zone
11 B

\Y
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Zone Zone Zone

1 A [ B
22.3 Bauen von land- oder forstwirtschaftlichen Wirt- G - -
schaftswegen
23. Bahnanlagen
23.1 Bau von Bahnlinien \% G G
23.2 Bau oder wesentliche Erweiterung von Guterum- \% G G

schlagsanlagen der Eisenbahn, Rangierbahnhéfen

24. Verwendung von Materialien im StraRen-, Wege-, Wasser-

oder Landschaftsbau,

24.1  wenn diese Materialien auswaschbare wassergefahr-
dende Stoffe oder Beimengungen enthalten oder die \% \% \%
Inhaltsstoffe durch Umwandlung wassergefahrdend
wirken kdénnen

24.2 wenn diese Materialien die Anforderungen nach
LAGA M 20 (Mitteilung der Landerarbeitsgemein- \% G G
schaft Abfall: ,Anforderungen an die stoffliche Ver-
wertung von mineralischen Abfallen®) einhalten

25. Bau von Start-, Lande-, Sicherheitsflachen oder Notabwurffla- V V V
chen des Luftverkehrs

26. Bau von militarischen Anlagen oder Einrichten von Ubungs- \% \% \%
platzen

27. Durchfiilhrung von Manévern oder Ubungen von Streitkraften
oder ahnlichen Organisationen,

27.1 soweit sie nicht dem DVGW-Merkblatt W 106 ent- Y Y V
sprechen
27.2  soweit die Anforderungen des DVGW-Merkblatt \Y, G G

W 106 eingehalten werden

28. Sport- und Freizeiteinrichtungen oder -Veranstaltungen

28.1 Bau oder wesentliche Erweiterung von Sport- oder
Freizeiteinrichtungen, von denen keine nutzungsbe- \% G G
dingt erhdhten Grundwassergefahrdungen ausgehen
(z.B. Campingplatze, Badeanstalten, FuRRballplatze,
Golfplatze), Betrieb von Badeseen

28.2 Bau oder wesentliche Erweiterung von Sport- oder
Freizeiteinrichtungen, von denen nutzungsbedingt \% \% \%
erhohte Grundwassergefahrdungen ausgehen (z.B.
TontaubenschieRstdnde, sonstige Schiel3stande flr
Handfeuerwaffen, Rennbahnen fir den Motorsport)
sowie Durchfiilhren von Motorsportveranstaltungen
aulRerhalb der daflir zugelassenen Verkehrswege
oder -flachen

28.3 Durchfiihren von Markten, Volksfesten oder sonstigen
GroRRveranstaltungen aufRerhalb dafir vorgesehener \% G G
Anlagen
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29.

30.

31.

32.

Einrichtung oder wesentliche Erweiterung von Kleingartenko-
lonien

Friedhofe
30.1 Neuanlegen von Friedhofen

30.2 Erweitern von Friedhofen

Vergraben oder Ablagern von Tierkorpern oder Tierkorpertei-
len, ausgenommen geringe Stiickzahlen (Tierkdrperteile) im
Rahmen der jagdlichen Praxis

Anlagen oder wesentliches Andern von Fischteichen
32.1  gedichtete Anlagen
32.2 ungedichtete Anlagen

Bodeneinqgriffe

33.

34.

35.

36.

37.
38.

39.

Arbeiten, die so tief in den Boden eindringen (Erdaufschlis-
se), dass sie sich unmittelbar oder mittelbar auf die Bewe-
gung, die Hohe oder die Beschaffenheit des Grundwassers
auswirken kdénnen

Bodenabbau oder Erdaufschliisse, durch die die Grundwas-
seruiberdeckung auf Dauer vermindert wird

Verfullung von Bodenabbaustellen oder Erdaufschlliissen mit

mineralischen Reststoffen,

35.1 wenn diese Materialien die Anforderungen nach
LAGA M 20 (Mitteilung der Landerarbeitsgemein-
schaft Abfall: ,Anforderungen an die stoffliche Ver-
wertung von mineralischen Abfallen®) nicht erftillen

35.2  wenn diese Materialien die Anforderungen nach
LAGA M 20 (Mitteilung der Landerarbeitsgemein-
schaft Abfall: ,Anforderungen an die stoffliche Ver-
wertung von mineralischen Abfallen“) einhalten

Anlagen und MaRnahmen des Bergbaus MPERGriferireisx:

Zone
I

Vv

<<

\%

BXAHAXSOOUDRINBARONEX X X (einschliellich hydraulic fracking)

mit  Eingriffen in die Grundwasseriiberdeckung
Durchfiihren von Sprengungen

Bohrungen (mit Ausnahme fir die 6ffentliche Wasserversor-
gung) von mehr als 3 m Tiefe

Erdwérmenutzung und andere geothermische Anlagen
(z.B. Erdwarmesonden, Erdwarmekollektoren, etc.)

V

\Y,

\%

Zone
I A

G

<®

Zone
11 B

G
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Administrator
Schreibmaschinentext
XXXXXXXXXXXXXXXX


Administrator
Schreibmaschinentext
XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX(einschließlich hydraulic fracking)
mit Eingriffen in die Grundwasserüberdeckung


§5

Anlagen, die beim Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmaflig vorhanden sind, jedoch den Vor-

schriften des § 4 nicht entsprechen, bleiben weiter zugelassen. Die zustédndige Wasserbehotrde

kann jedoch im Interesse der Gefahrenabwehr die Malinahmen anordnen, die erforderlich sind,

um den Zweck dieser Verordnung zu erreichen.

(1)

)
3

(1)

()

3

§6

Die Eigentimer und die Nutzungsberechtigten der im Wasserschutzgebiet liegenden
Grundsticke haben zu dulden, dass Beauftragte der Wasserbehdrden und der von ihnen
ermachtigten Stellen nach vorheriger Ankiindigung die Grundstiicke betreten, um die Ein-
haltung der Schutzbestimmungen nach § 4 zu Uberprifen und um MalRnahmen durchzu-
fuhren, die zum Schutz der Wassergewinnungsanlagen erforderlich sind, z. B. Aufstellen
von Hinweisschildern und Zaunen, Lagern von Hilfsstoffen zur Sicherung des Grundwas-
sers, Entnahme von Bodenproben, Anlagen und Betrieb von Grundwasserbeobachtungs-
brunnen u. &.

Bei Gefahr in Verzug bedarf es der vorherigen Ankiindigung nicht.

Der Landkreis Rotenburg (Wimme) kann den Begtinstigten verpflichten, die nach Abs. 1

zu duldenden MalRnahmen vorzunehmen.

87

Der Landkreis Rotenburg (Wimme) kann von den Verboten der 88 3 und 4, den Duldungs-
und Handlungspflichten der 88 5 und 6 der Verordnung im Einzelfall widerruflich und be-
fristet befreien, wenn der Schutzgebietszweck nicht gefahrdet wird oder lberwiegende
Grinde des Wohls der Allgemeinheit dies erfordern.

Die nach § 4 eingeschrankt zuldssigen Handlungen der Verordnung durfen nur mit Ge-
nehmigung des Landkreises Rotenburg (Wimme) vorgenommen werden. Die Genehmi-
gung darf nur versagt werden, wenn zu beflrchten ist, dass eine der dort genannten Hand-
lungen oder Maflnahmen auf das durch diese Verordnung geschiitzte Grundwasser
nachteilig einwirken kann und diese Nachteile nicht durch Bedingungen oder Auflagen ver-

hitet werden konnen.

Die Befreiung nach Abs. 1 und die Genehmigung nach Abs. 2 sind jeweils zu erteilen, so-
weit dies zur Vermeidung unzumutbarer Beschrankungen des Eigentums erforderlich ist

und hierdurch der Schutzzweck nicht gefahrdet wird.
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§8

Wer vorsétzlich oder fahrlassig gegen Bestimmungen dieser Verordnung verstdl3t, handelt ord-
nungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit wird nach § 103 Abs. 1 Nr. 8 und Abs. 2 WHG mit einer
GeldbulRe bis zu 50.000 EUR, bei Verletzung der Aufzeichnungspflichten bis zu 10.000 EUR,

geahndet. Unberuhrt bleiben Regelungen und Zustandigkeiten nach anderen Rechtsvorschriften.

§9
(2) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkiundigung im Amtsblatt fur den Landkreis
Rotenburg (Wimme) in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung Uber die Festsetzung eines Wasserschutzgebietes fur das
Wasserwerk ,Nord“ des Wasserversorgungsverbandes fiir den Landkreis Rotenburg vom
25. September 1978 (Amtsblatt Nr. 22 fir den Regierungsbezirk Lineburg vom
02.11.1978) aul3er Kraft.

Rotenburg/Wimme, 21.12.2011

Landkreis Rotenburg (Wimme)
Der Landrat

(Luttmann)
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